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Amtlicher Teil . l
2 »r Aoblenverlorgung in Laden .

** Die elstägige Einstellung deS Personenverkehrs im gan¬
zen Reiche sollte allen Bevölkerungskreisen den Ernst der au¬
genblicklichen Lage hinsichtlich der Kvhlenversorgung voll er¬
kennen lassen und ihn eindringlichst vor Augen führen . Be¬
sonders in den süddeutschen Staaten hat die Notlage
bereits katastrophalen Charakter angenommen . Nachdem alle
bisherigen dringenden Vorstellungen bei den Reichsstellen zu
keinem Erfolg führten , haben nach einer Vorbesprechung in
Stuttgart , über welche bereits berichtet wurde , die süd¬
deutschen Regierungen bei dem Reichskabinett eine Aussprache
erbeten, welche am 8. d. M. in Berlin stattfand .

Zugegen waren : der Herr Reichskanzler Bauer , der Herr
Reichsverke -hrsMinister und der Herr Reichskoh¬
lenkommissar . Vertreten waren außer den wichtigsten
Referaten dieser Ämter, das Reichswirtschaftsministerium , das
preußische Eisenbahnministerl unk und die Schiffahrtsabteilung .

Die süddeutschen Staaten waren vertreten : Bayern durch
Herrn Minister Hamm , Württemberg und Baden durch Herrn
Minister Remmele , ferner waren anwesend : die drei Ge¬
sandten und die Vorstände der Landeskohlenstellen.

Die Forderung der süddeutschen Staaten , sowie Vorschläge
zur Milderung der Notlage wurde den zuständigen Reichsftel-
len schriftlich überreicht zur Vervollständigung der münd¬
lichen Aussprache.

Diese brachte zum Ausdruck, daß die Zusammenfassung der
gesamten Transportmittel zu Wasser und zu Land die uner¬
läßliche Voraussetzung einer befriedigenden Regelung bildet.
Zuständigkeitsfragen der einzelnen .Reichsstellen dürfen so
wenig eine Rolle bei der Durchführung der erforderlichen Maß¬
nahmen spielen, wie Privatinteressen einzelner Wirtschaftsor¬
ganisationen . Eine besondere Schwierigkeit liegt in der rest¬
losen Erfassung des auf dem Rheine verfügbaren Kahnrau -
meS . Widerstände, die sich aus der früheren Lage ergaben,
tn welcher der Kohlentransport als Monopol in den Händen

> einzelner Gesellschaften lag . müssen beseitigt werden , da an'
sich berechtigte geschäftliche Gesichtspunkte z. Zt . auszuschalten
find.

Auch im Bahnverkehr herrschen durch den sogenannten
Pendelverkehr zwischen Zeche und einzelnen Werken und Städ¬
ten, welche eigenen oder gemieteten Waggonraum besitzen , Zu¬
stände, die einer gleichmäßigen vnd gerechten Verteilung hin¬
derlich sind . Besonders eindringlich wurden Maßnahmen ge¬
fordert , welche die restlose Erfassung aller verfügbaren Kvhlen-
mengen durch den Reichskohlenkommissar bezwecken und die
Versorgung einzelner Werke durch Schleichhandel unterbinden
sollen. Ungleichmäßigkeiten bezüglich der Einschränkung in
den einzelnen Teilen des Reiches tragen wesentlich dazu bei,die Unzufriedenheit zu steigern, weshalb verlangt werden
mußte , daß eine Einheitlichkeit der Verordnung und allseitig
prasse Durchführung zu erstreben ist. >

Im Anschluß an diese die augenblickliche Notlage betreffen¬den Punkte wurde auch dir Versorgung im kommen¬
den Wirtschaftsjahr ins Auge gefaßt .

Es ist zu hoffen, daß die energische Vertretung obiger For¬
derung durch die süddeutschen Minister bei den Reichsstellen die
Erkenntnis gestärkt hat , daß nur durch sofortige aus¬
reichende Zufuhren nach Süddeutschland , vor
allem auch auf der Bahn , die schlimmsten Folgen der augen¬
blicklichen Notlage abgewendet werden können und daß von
ausschlaggebender Bedeutung die Auswahl der Persönlichkeit
ist, der man die Machtbefugnisse zur Durchführung dieser
schwierigen Aufgaben in die Hände geben will.

Monatskarteninhaber dürfen die Arbeiterzüge mir auf
Grund gleicher Ausweise benützen. Die Ausweise find am
Schalter , an der Sperre und >m Zuge vorzuzeigen. Reisende
ohne Ausweise werden gemäß 8 16 Eisenbahnverkehrsordnung
wie Reisende ohne gültige Fahrkarte behandelt, Schülerkarte »
sind ohne weiteres gültig.

Die HrartoSclvertorgung.
** E» ist in diesem Jahre nicht beabsichtigt, vom Ministerium

des Innern aus HöchstpreisefürKartoffeln , die der
Kommunalverband an die Verbraucher abgibt , feftzu-
setzen. Deren Festsetzung bleibt vielmehr den Kommunalver -
bänden — vorbehaltlich der staatlichen Nachprüfung bei etwai¬
gen Beanstandungen — überlassen. Es mtttz selbstverständlich
darauf geachtet werden, daß die Preise so nieder, als eS die
Unkosten des KommunalverbandL gestatten, bestimmt werde« .

Es sei ferner nochmals ausdrücklich oavauf hingewiesen, daß
der Lieferungszuschlag von 1 .50 M . für Len Zentner
nur für solche Kartoffeln gezahlt wird, die vor dem 15. No¬
vember der badischen Kartoffelversorgung oder dem Kom¬
munalverband zur Deckung des eigenen Bedarfs zur Verfü¬
gung gestellt find.

Außerordentliche Ikeichsbeibilren sn not¬
leidende Hrriegsbinterbliebene.

** Auf Anregung der Deutschen Nationalversammlung hat
die Reichsregierung beschlossen, sofort Mittel zur schleunigen
Gewährung von außerordentlichen Beihilfen an notlei¬
dende Kriegshinterbliebene zur Verfügung zu stellen. Der
auf Baden entfallende Anteil soll durch Vermittlung der
amtlichen Fürsorgestellen zur Verteilung gelangen .

Es ist ausdrücklich bestimmt, daß die Beihilfen nicht allen
Kriegshinterbliebenen zuteil werden sollen. Unterstützungen
aus diesen Mitteln sollen vielmehr nur erfolgen , soweit eine
Notlage vorliegt. Vermögliche Kriegshinterblie¬
bene sind demnach ausgeschlossen . Deshalb er¬
folgt die Ausschüttung auch nicht im Wege einer einfachen
Rentenerhöhung .

Der Personenkreis , dem die Beihilfen zugute kom¬
men sollen, umfaßt in erster Linie Witwen mit Kindern , sowie
Vollwaisen und kinderlose ältere oder kranke Witwen ; doch
sollen daneben auch im Falle der Notwendigkeit und
im Rahmen der vorhandenen Mittel bedürftige
Kriegseltern berücksichtigt werden können. Für Witwen mit
Kindern sind die Beihilfen entsprechend der Kinderzahl ab¬
zustufen, und zwar soll der Höchstsatz der Beihilfe für jedes
Kind 20 Mark monatlich betragen . Erscheint in besonderen
Fällen neben den Beihilfen für die Kinder eine weitere Unter¬
stützung der Mutter nötig, so kann auch sie eine Beihilfe bis
zu 20 Mark monatlich erhalten . Der Höchstsatz der ei¬
ner Familie zu gewährenden Beihilfe darf
100 Mark im Monat nicht übersteigen . Für schul¬
entlassene Kinder, die bereits eine Erwerbstätigkeit ausüben ,
soll die Beihilfe fortfallen , sobald ein Bedürfnis hierfür nicht
mehr besteht ; über das vollendete 15. Lebensjahr hinaus kann
eine Beihilfe weder für Halbwaisen noch für Vollwaisen ge¬
geben werden.

Der Höchstsatz für Vollwaisen, Witwen ohne Kinder und El¬
tern (nötigenfalls für jeden Elternteil ) soll 26 M . monatlich
betragen . Witwen ohne Kinder sollen die Beihilfen jedoch
nur erhalten können, wenn sie über 60 Jahre alt oder infolge
von Krankheit oder aus anderen in ihrer Person liegenden
Gründen ganz oder zu einein erheblichen Teil — und zwar
nicht nur vorübergehend — evwerbÄbeschränkt sind.

Die Beihilfen können für die Zeit vom 1 . Ok¬
tober 1919 bis 31 . März 1920 bewilligt werden .Sie find in der Regel monatlich im voraus zahlbar .
Doch sollen die Fürsorgestellen befugt sein, die Beihilfe im
Betrage mehrerer Monate im voraus in Anspruch zu nehmen ,um sie in einzelnen Fällen anstatt in barem Gelds in Sach¬
bezügen zu verteilen ; sie haben dadurch die Möglichkeit, die am
dringendsten benötigten Lebensmittel , sowie ferner Kohlen,
Holz, gegebenenfalls auch Kleider- und Wäschestoffe in größe¬
ren Mengen zu beziehen und an die bedürftigen Hinterbliebe¬
nen abzugeben.

Die amtlicken Fürsorgestellen find darauf hingewiesen, den
hiernach erforderlichen Bedarf so schnell wie möglich festzustel¬
len und in allen Fällen die Beiräte zur Mitwirkung heranzu¬
ziehen.

Kriegshinterbliebene , die hiernach Anspruch auf diese außer¬
ordentliche Kriegsbeihilfe zu haben glauben , werden gebeten,
ihre Anträge bei den amtlichen Fürsorgestellen und Ortsaus¬
schüssen der Kriegshinterbliebenenfürsorge zu stellen, durch die
stuwendun -» der einzelnen Beihilfen erfolgt.

LtreLkreckt . kreier Weruk und
Staatsbeamter ?

Von Professor De . Hans Pfeiffer -Meßkirch .
Die traurigen Vorgänge in den letzten Tage« anläßlich der

Beschaffungszulage für Beamte und Staatsarbeiter werfe«
wieder die Frage nach dem Stveikrecht der Beamten auf . Dies«
Frage ist grundsätzlicher Natur . Je nach ihrer Beantwortung
fällt auch der Entscheid über da» Verhältnis zwischen Staat
als Arbeitgeber und den staatlichen Beamten und Angestellten
als Arbeitnehmern .

Darüber kan» nun keinerlei Meinungsverschiedenheit be¬
stehen, daß den Beamten und Arbeitern de» Staate » da»
Koalitionsrecht zusteht. Ausdrücklich sagt auch der zweite Wb»
satz des. 8 17 unserer badischen Verfassung:

„Da» Koalitionsrecht wird jedermann anerkannt , tnsbesoae
dere auch für die Beamten, Staatsarbriter , landwirtschaftliche»
Arbeiter und Dienstboten ; rS steht untetz dem Schutze der
Verfassung.

Ebenso bestimmt der Artikel 159 der deutschen ReichSvev -
faffung :

Die Lereiaigungsfreiheit zur Wahrung «ich Förderung der
ArbeitS- und WirtschaftSbrdingunge» ist für jedermann urch
für alle Bernfe gewährleistet. Alle Abreden und Nachnahmen,
welche diese Freiheit einzuschränkenj oder zu behindern suchen,
sind rechtswidrig." ^

Mancherorts besteht nun die Auffassung, daß diese » Koali¬
tionsrecht nur dann praktischen Sinn und wirkliche Bedeutung
hat , wenn damit auch die Waffe des Streikrechts verbun¬
den ist.

Richtig ist diese Auffassung für alle freien Berufe , i»
denen die Arbeitnehmer lediglich durch einen jederzeit künd¬
baren Lohnvertrag mit dem Arbeitgeber verbunden sind. Dort
übernehmen die Arbeitgeber keinerlei Gewähr für die Zukunft
der Arbeitnehmer . Das ist ja das Aufreibende! in diese »
Berufen , daß das Brotloswerden dauernd drohend dasteht.
Daher auch die Sorge , für die Tage der Arbeitsunfähigkeit
einen Spargroschen auf die Seite zu bekommen ; daher auch
die stete bange Frage , wie stelle ich mein«; Familie , Frau und
Kinder sicher, wenn mich unerwartet früh der Tod abruft , oder
ein Unfall mich arbeitsunfähig ma«A.

Aus diesen Gründen ist es auch ganz selbstverständlich , daß
in de» freien Berufen die Entlohnung im! allgemeinen, und.
zwar zum Teil wesentlich , höher ist, alz in den entspreche » -ea
staatlichen, Berufen . Für die Arbeitgeber der freien Berufe
kommt neben dem Anreiz, durch höhere Bezahlung wirklich
tüchtige, auserlesene Kräfte zu gewinnen, auch noch die ein»
fache Rechnung in Betracht, daß sie ja für Pension und Hin »
terbliebenenfürsorge nicht im entfernsten die Gelder zurück ,
stellen müssen, wie dies der Staat seinen Beamten gegenüber
tun muß . Endlich ist auch der im freien Beruf Tätige in
keiner Weise an seinen Brotherrn gebunden — ausgenommen
natürlich finanzielle Notlagen. Er kann jederzeit auch von
sich aus kündigen und er wird es tun , wenn ihm wo anders
eine bessere lohnende Stellung winkt , oder wenn er sich mit
seinem Arbeitgeber Überwerfen hat.

Anderseits liegt in dieser Freiheit des Stellenwechsels be¬
sonders Lei übergroßem Angebot von Arbeitskräften, die Ge-
fahr des Ausgebeutetwerdens und die Gefahr der Brotlos -
Werbung.

Um dieser Gefahr soweit als möglich zu begegnen, ist das
Streikrecht unbedingt nötig. Durch das solidarische Auftreten
der Arbeitnehmer wird nicht nur der einzelne geschützt, son .
Lern es wird damit zugleich auch, insbesondere gewissenlose»
Arbeitgebern gegenüber, den Arbeitnehmern eine Waffe in die
Hand gegeben, um Rocht und Gerechtigkeit auf wirtschaftlichem
Machtweg zu erringen . Naturgemäß kann und darf die An¬
wendung des Streikrechts nur davn in Frage kommen, wenn
alle anderen Mittel , gerechte und berechtigte Forderungen
durchzusetzen, nichts gefruchtet haben. Hiergegen wurde in
diesem Jahre schon furchtbar gesündigt. Ein wahres Streik -
fteber hat weite Kreise erfaßt . So verwerflich die Ausbeutung
durch Arbeitgeber , genau so verderblich , ja in ihren Fcckgea
noch schlimmer, sind Streike, die letzten Endes einer Ausbeu¬
tung der Arbeitgeber gleichkommen . Hier ist viele und große
erzieherische Arbeit in den Gewerkschaften noch zu leisten, und
es darf nicht einreitzen, daß die Gewerkschaften sich gegenseitig
in Aufstellung neuer Lohnforderungen überbieten, lediglich
um damit ihre Mitgliederzahl zu vermehren. Ich hege die
feste Hoffnung , daß wir aus dem gegenwärtigen Streikwahu »
sinn bald wieder herauskommen. Wir werden eS. wenn di«
Mahnungen der alterprobten Führer wieder auf jruchtbarc» .

* Wir bringen diesen Artikel eines hervorragenden bodische»
Zentrumsführers als einen beachtenswerten Beitrag zu der
vielerörterten Frage nach dem Strrikrecht der Beamte^ Retz.

Dle Verkebrslperre .
" Während der Dauer der Einschränkung des Personen¬

verkehrs auf der Eisenbahn ist - er Fahrkartenverkauf
für den allgemeinen Verkehr ganz eingestellt . Für
den Arbeiterverkehr gelten in der laufenden 44 . Woche
(vom 3. bis einschl . 9. November) Wochen -, Monats - und
Schülerkarten ohne weiteres in den zur Bedienung des Arbei¬
ter - und Berufsverkehrs noch verkehrenden Zügen . Neue Ws.
cheukarten werden für diese Woche nicht ausgegeben . Wochen¬
karten für die 45. Woche, d. i . vom 10. bis einschl . 16 . Novem¬
ber , find von Freitag ab nur gegen einen von der Firma iuv >
ierschriebenen und gestempelten und vom Arbeiter - oder Ange.
fielltenvertreter und vom Inhaber zu unterzeichnenden Aus¬
weis erhältliche Die Ausweis« find nach einem einheitliche»
Muster hergestellt und werde» von den Handelskammer » un¬
entgeltlich abgegeben. Zeitungsverlage beziehe« allfällig Aus¬
weise «beni> von der Handelskammer .



Boden feilen . Hierbei fällt besonders den älteren Arbeitern

die hohe Aufgabe zu . aufklärend und beruhigend auf - die

fKngen Heißsporne einzuwirken . Denn wenn nicht bald die

Vcr .iunft siegt, dann schlägt der ganze Streikwahnfinn zum

grüßten und dauernden Schaden gerade für die Arbeitnehmer ,

selbst aus .
'

Leider hat dieses Streikfieber auch Beamtenkreise erfaßt ,
« nd zwar auch hier naturgemäß in erster Linie die Jüngeren
und die nie fehlenden ewig Unzufriedenen . Auch hier gibt es

Leute , die glauben der demokratische Staat sei ein Freibrief

für Lohnforderungen und Streikandrohungen . Diese Leut «

haben keine blasse Ahnung von wahrer Demokratie , wissen

nicht , daß echte Demokratie größte Selbstzucht und Ein - und

Unterordnung unter die Gesamtheit bedeutet und sordeÄ .

Diese streiklustigen Beamten haben aber auch noch nicht die

Bedeutung ihrer Stellung im u . für das gesamte Staatsleben

erfaßt , noch weniger find sie des wahren Verhältnisses zwischen
dem Staat und seinen Beamten sich bewußt . Diesen Leuten

ist in den Bearntenorganisationen , in erster Linie von berufe¬
ner Seite , das ABC des Beamtenstandes und des Wesens des

demokratischen Staates beizubringen .
Diese streitlustigen Herren haben auch keine Ahnung davon ,

welche Kämpfe es in den Stürmen der Revolution gekostet

hat , das grundlegende Verhältnis zwischen Staatsbeamten und
Staat aus der alten Zeit in die Reichsversassung hi .iüker zu
«etten . Es waren starke! Strömungen am Werk , aus dem

mit dem Staat eng verknüpften Berussbeamtentum , ein Wrhl -

Leamtentum zu schaffen mit all seinen Schattenseiten . Diese
Strömung ist zum Glück nicht durchgedrungen . '

Klar und deutlich legt der Artikel 129 unserer Reichsverfas¬
sung in seinen zwei ersten Sätzen dar :

„Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeiten , so.
weit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist . Ruhegehalt
« nd Hinterbliebenenversorgung werden gesetzlich geregelt . Die

wohlerworbenen Rechte der Beamten sind unverletzlich ."

Die folgenden Sätze des Artikels 129 behandeln die Amts¬

enthebung und die dienstliche Straferkenntnis .
Ter ganze Artikel gewährleistet den Beamten Rechte und

gibt ihnen eine Stellung , wie sie kein anderer Beruf aufweisen
kann .

Welch große Bedeutung liegt schon im ersten Satz , der die

lebenslängliche Anstellung ansspricht . Damit ist dem Beamten
«in Berg von Zukunstssovgen genommen , dazu noch die Re -

gelung des Ruhegehalts und der Hinterbliebenenfürsorge , in

einem Ausmaße , wie sie kein anderer Beruf kennt .
Unverletzlich sind die wohlerworbenen Rechte dev Beamten .

Keine Laune des Vorgesetzten vermag sie ihnen zu nehmen .
Damit ist Stetigkeit in der Beamtenlaufbahn > gewährleistet ,
und getrost kann der getreue Beamte seinem Lebensabend
«ntgegensehenl

Diese weitgehenden Verpflichtungen , die sich der Stach seinen
Beamten gegenüber auferlegt , verlangen auch von der Be .

amtenseite Pflichten gegenüber dem Staate . Zu diesen Pflich¬
ten gehört in erster Linie unentwegte und treue Pflichterfül -

blng im Berus . Der Stach muß sich immer und jedenorts

auf seine Beamten verlassen können .
Diese innige Wechselbeziehung zwischen dem Stiaat und

seinen Beamte « verträgt in keiner Weise daS Streikrecht . Die

sive .'Aasngen Beamten sollen eS sich sehr überlegen , ob sie die

Anstellung auf Lebenszeit eintauschen wollen gegen das dem .

gegenüber armselige Linsengericht des Streikrechts . Denn

beides zusammen ist! innerlich unmöglich Entweder Anstel¬

lung auf Lebenszeit oder bas Streikrecht ist die Frage !

Aber auch aus rein staatSerhaltenden Gründen ist daS

Streikrecht der Staatsbeamten zu verwerfen . Der Beamten »

apparat ist ein integrierender Bestandteil der Staatslebens ,

fähigkeit . Im Interesse der Allgemeinheit ist da » dauernd »

ununterbrochene Funktionieren dieses Apparates gelegen . Der

Beamte ist Diener der Allgemeinheit , ist für die Allgemeinheit

da , die ja auch die Unterlagen gibt für seine finanzielle Ent¬

schädigung . Wo wollte der Staat hinkommen , wenn dauernd

über ihm daS Damoklesschwert des Streiks seiner Beamten

drohend schwebt ? !

Endlich dürfen wir die feste Zuversicht hegen , daß der Staat

bezw . das Parlament die Beamten auch in der Zukunft so

Mhaltlich stellt , daß diesem Stand ein auskömmliches Dasein

sicher ist . Schon aus staatlichen Interessen wird dies geschehen,
denn ein anständig besoldeter Beamtenstand ! ist die sicherste

Gewähr für Unbestechlichkeit und geradlinige Pflichterfüllung .

Sine gerechte Besoldung wird zudem auch dem Staat stets

wertvolle , frische Kräfte aus dem Volke sichern .
Vertrauen gegen Vertrauen mutz wieder Einzug halten und

«berste Richtschnur werden .
Weg daher mit der Forderung des Streikrechts für die

Staatsbeamten . Es wäre der Todesstoß für unsere Beamten .

schaft .
Was unser Vaterland heute so dringend benötigt , find nicht

streikende Beamte , sondern ein gutes , unbestechliches , unpar¬
teiisches , pflichtgetreues , stets auf dem Posten stehendes
Beamtentum .

Diese Forderung restlos zu erfüllen , muß uns Staatsbeam¬
ten heiligste Pflicht sein . Seien wir gewiß , daß Regierung
« nd Parlament nichts unversucht lassen , um ihrerseits dies«

unsere Pflichterfüllung auch materiell zu gewährleisten .

Wetkmann und der IKeLcbstag.
Der kurze Sinn der langen Verteidigungsrede , die Herr

von Bethmann Hollweg am letzten Freitag im Parlamentärs
schen Untersuchungsausschuß gehalten hat , ist, so schreibt die
»Mannheimer Volksstimme "

, der : Ein erfolgreicher Wider¬
stand gegen die verhängnisvolle Militärpolitik sei ihm nicht
Möglich gewesen , weil er keine Reichstagsmehrheit gehabt
ihättte , auf die er sich hätte stützen können . Die Mehrheit des
Reichstags habe im Gegenteil das Übergewicht der Obersten
Heeresleitung über die politische Reichsleitung noch verstär -
Den geholfen , und sie sei auch eine Anhängseln des verschärf¬

ten U -Bvotkrieg ^s gewesen . Also habe er , Bethmann Hollweg ,
mjt seinen . klügeren Auffassungen nicht durchdringen kön¬
nen und daS Schicksal habe seinen Laus genommen ."

»Vom rein parteipolitische « Standpunkt aus betrachtet ", so
fährt das soziald . Parteiorgan fort , „könnten wir mit dieser
Erklärung des ehemaligen Reichskanzlers mehr als zufrie¬
den sein . Sie ist die schärfste Anklage gegen di« bürgerlichen
Parteien und die beste Rechtfertigung jener Politik , di« kon¬
sequent und bewußt nur von der Sozialdemokratie getrie¬
ben worden ist Agitatorisch wäre diese Feststellung für uns
unendlich wertvoll , aber geschichtliche Wahrheit erfordert , zu
erklären , daß sie aus Richtigem und Falschem gemischt ist.

Wenn Bethinann sagt , daß er im Kampf gegen Tirpitz und
Ludendorff keine Reichstagsmehrheit gehabt hätte , so ist das
richtig . Wenn er ober die Dinge so darstellt , als ob er keine
hätte haben können , so ist das vollkommen falsch . Bethmann
hatte keine Mehrbeit im Reichstag , weil er keine haben wollte .

Zu den vielen Dingen , die Bethmann fürchtete , gehörte nicht
nur der U-Bootkrieg , sondern auch der Parlamentarismus .
Bethmann hat daher nicht nur nichts getan , um eine feste
Parlamentsmehrheit zustande zu bringen , er hat ihre Bildung
geradezu verhindert . Hätte er die Zeichen der Zeit wirklich
verstanden , so hätte er am 4 . August 1914 ein parlamentarisches
Kabinett bilden und , an dessen Spitze stehend , erklären müssen ,
er werde nicht eine Stunde länger int Amte bleiben , als er
daS Vertrauen der Volksvertretung genieße . Auf das Ver¬
trauen der Volksvertretung gestützt , hätte er dem unzuverlässi¬
gen Monarchen und den politisch irrlichterierenden Generälen
gegenüber eine Art politische Diktatur üben können , und der
Reichstag wäre einem solchen führenden Willen gern gefolgt .
Folgte er aber nicht, dann mußte Bethmann eben gehe« und
die Verantwortung anderen überlassen . Vielleicht hätte er
dann das Schicksal nicht aufhallen , aber sicher hätte er dann
sagen können , daß er an ihm keine Schuld trage .

Für eine konsequente , jede Annexion verwerfende Friedens¬
politik , wie Bethmann jetzt sie gewollt zu haben behauptet , hätte
er von vornherein die unbedingte UnterstützMg der hundert ,
zehn Sozialdemokraten gehabt . Ihr grundsätzlich entgegenge¬
setzt waren nur die Konservativen , der rechne Flügel der Na .
tionalliberalen und des Zentrums , sowie einige verschrobene
Köpfe in der Fortschrittlichen Volkspartei , die alle zusammen
noch lange nicht die Mehrheit bildeten . Zwischen der Partei ,
die die Landesverteidigung und den raschen Frieden ohne An .
nexionen und Entschädigungen auf ihre Fahnen geschrieben
hatte , der Sozialdemokratie , und der militärisch draufgänge -
rischen alldeutschen Rechten gab es eine breite Mtte . die halt¬
los hin - und hrrfchwankte , und die Bethmann für eine konse¬
quente Politik gewinnen könnt « , wenn er sie nur selber trei .
ben wollte . Aber leider war Bethmann selbst kein Man «
der konsequenten Linken , sondern «in Mann der haltlos schwan .
kenden Mitte , des Sumpfes , und das war , um ein von ihm
selbst in seiner Verteidigungsrede wohl ein Dutzendmal ge¬
brauchtes Wort anzuwenden , „ daS Verhängnis " .

Bethmann nannte es ein Verhängnis , daß er selbst zum
Sturze gebracht wurde gerade in dem Augenblick , in dem sich
eine Mehrheit für seine Politik zusammenfand , nämlich im
Juli 1917 , in dem sich Sozialdemokratie , Fortschritt und Zen¬
trum auf di« bekannte Friedensresolution vereinten . Aber das
war garnicht seine Politik , sondern es war die Politik der
Sozialdemokratie . Bethmann hatte die Friedensresolution be¬
kämpft , und erst nach seinem Sturze erklärte er , er habe sich
zu der Überzeugung durchgerungen , daß mit dieser Resolution
doch das Richtige getroffen sei . Unmittelbar darauf ist es be¬
kanntlich der Militärpartei durch ihr erbarmungswürdiges
Werkzeug , den kleinen Michaelis , gelungen , auch dieser Resolu .
tion das Genick umzudrehen .

Aus Bethmanns Aussagen geht hervor , daß Lndendorff schon
im Dezember 1S1K erklärte , ohne den unbeschränktn U -Boot -
krieg würde der Feldzrtg verloren werden . Danach ist es klar ,
daß schon seit Dezember 1916 ein frivoles Spiel um Kops und
Krage » gespielt wurde mit einer einzigen Karte als Trumpf ,
die sich nun nachträglich als falsch erwies . Ludendorffs Äuße¬
rung bot die beste Gelegenheit , den U -Bootkrieg zu verhindern
und auf den Frieden zuzusteuern , Bethmann hat sie nicht aus¬
genützt , sondern er hat sich Ludendorffs Äußerung für seine
Vernehmung aufgespart .

Sehr richtig hat Bethmann gesagt , daß die hypnotisierende
Agitation des Herrn von Tirpitz für den U-Bootkrieg eine
»Versündigung " am Volke war . Er hat hinzugefügt , wenn
man glaube , er sei imstande gewesen , diese Agitation zu der -
hindern , so schätze man die Machtverhältniffe falsch ein , die
damals bestunden hätten . DaS stimmt . Der Mann , der dem
Namen nach die Verantwortung für alles Kommende trug ,
war gegenüber der wahnwitzigen Militärpolitik tatsächlich
ohnmächtig . Gr war es aber nur darum , weil er die Macht
nicht dort suchte, wo allein er sie finden konnte , im Reichstag .

Politische Neuigkeiten .
Die Forderung aus Auslieferung deutscher

Dandelstchikke .
* Die deutsche Regierung hat am 3 . November lt . W . T .-B .

aus Len Funkspruch der interalliierten Marinekommission vom
7 . Oktober und auf die gleichlautende Note des Vorsitzenden
des Obersten Rates der alliierten und assoziierten Mächte mit
einer ausführlichen Note geantwortet , in der sie darlegt , daß
für daS Verlangen nach Auslieferung der bereits in den Jah¬
ren 1915/16 und später als im Bau befindlich der niederlan -
dischen Schiffahrtsgesellschaft übereigneten deutschen Schiffe
keine Rechtsgründe vorliegen . Die Note schließt : »Da die
deutsche Regierung bei ihrem Verhalten lediglich von dem Ge¬
danken geleitet wird , den Rechten der beteiligte » Neutrale » ge¬
bührende Rücksicht zu schenken, erklärt sie sich bereit , sich einer
auf Grund eines Übereinkommens zwischen den a . u . a. Regie¬
rungen , und der niederländischen Regierung getroffenen
schiedsrichterlichen Entscheidung übe « dir nationale Zugehörig¬
keit der fünf Schiffe und die Gültigkeit der Übereignung auch
dann zu unterwerfen , wenn sie von der hiesigen Stellungnahme
abweichen sollte."

Neue Verhärtung des Vergewaltigungs¬
friedens .

* Am Dienstag wurde der deutschen Friedensdelegation
in Paris eine Note des Obersten Rates übersandt . Die Note
führte aus , daß der Rat der a. und o. Hauptmächte den Ver¬
trag ratifiziert habe und den in den Schlußbestimmungen
des Friedensvertrags vorgesehene Zeitpunkt für die Auf¬
stellung des ersten Protokolls gekommen sei . Die deutsche Re¬
gierung werde gebeten , daran teilnehmen zu wollen . > Der
Oberste Rat habe jedoch beschlossen, das Protokoll erst dann auf¬
zustellen , wenn die Ausführung der Deutschland durch das Was -
fenstillstandsabkommen übertragenen Verpflichtungen genau
in einem zweiten Protokoll präzisiert sei . Deutschland habe
aber eine Anzahl der ihm auferlegten Verpflichtungen nicht
erfüllt . Es seien noch Lokomotiven und Wagen zu liefern ,
die auf russischem Gebiete stehenden deutschen Truppen seien
noch nicht zurückgezogen , die vollständigen Verzeichnisse der

von den Deurschen beschlagnahmten Gelder urch Werte j« >e»

noch nicht übergeben , man habe die deutschen Schiffe in Seava
Flow zerstört , auch in anderen Punkten , die detailliert - aus -

gesÜhrt sind, Hab« Deutschland seine Pflichten nicht oder nicht -

vollständig erfüllt . Der Oberste Rat habe infolgedessen ei »,q>
Reihe »vn Strqfbestimm,innen aufgestellt , darunter di« Ab¬
lieferung von vier leichten Kreuzern und von 466 660 Tonne «
qu Schwimmdock , Kähnen , Schleppern « nd Bagger « . Auch
soll die Besatzung der in Seapa Flow versenkten deutschen -
Schiffe zurückbehalten werden . Für den Full der Weigerung
find Zwangsmaßregeln angedroht . Ferner sind Dis zum Ikch.
November bevollmächtigte Vertreter nach Paris zu entsenden, ,
die mit den Vertretern der a . und a . Mächte die mit dein In¬
krafttreten des Friedensvertrages erforderlich werden , enj
Übergangsbestimmungen für die Abstimmungsgebiete usw . z»
regeln haben .

Lilenbabnerwünhe ln England .
* Wie Reuter aus London meldet , erklärte der Sekretär !

des Eisenbahnerverbandes in einer in Cambridge gebalten er«
Rede , die die Verhandlungen zwischen dem Eisenbahnerver ».
band und der Regierung zum Gegenstand hatten , der Ver¬
band habe der Regierung einen revolutionären Vorschlag un¬
terbreitet , der die offene Anerkennung der Tatsache in sich
schließt , daß die Arbeiter Teilnehmer an der Industrie seich
müssen . Thomas sagte : Wir wollen Eisenbahndirektoren seich
und werden es auch sein ! Keine Partei kann die Schwierig¬
keiten der anderen kennen , außer wenn sie miteinander ich
Fühlung stehen . Dies sind die Richtlinien , nach denen Witz
mit der Regierung über die Lage beraten .. ( Ähnliche Bestre¬
bungen machen sich auch bei den französischen Eisenbahner »
bemerkbar . Beim Vergleich mit den deutschen Bestrebungech
ist stets zu beachten , daß die Bahnen der WeMaaten meist
kapitalistische Privatunternehmen sind .)

, , »>» ! > !>! ! , > «>>ll »

Meine Nachrichten .
* Zur BerkehrSeinschränkung . Um den verfügbaren W «

genpark für die Zwecke der Allgemeinheit voll nutzbar zch
rnachen , stehen , nach einer Berliner Meldung , weitere Mag «
nahmen des Reichsverkehrsministeriums unmittelbar bevor .
Durch diese Anordnungen , wird eigenmäck ige widerrechtlich «!
Verwendung von Wagen unterbunden und unter ' ' rgch
Strafe gestellt . Soweit bei Privatwagen für Kohlensendun¬
gen die Gefahr besteht , daß durch ihre Benutzung die gleich¬
mäßige Verteilung der Kohlen beeinträchtigt wird , werden fiH
der Verwendung für die Allgemeinheit zugesührr wcroen .

* Großes Truppenaufgebot gegen die Streiks in Amerikas ,
Tie „Times " melden aus Washington , daß die -.nierikanischch ,
Regierung 62 Regimenter Infanterie , 28 Regime - Kr Feld¬
artillerie , 4 Regimenter Kavallerie und 20 Maschinengewehr -
bataillone für die -Bewachung der Bergwerke zur Verfügung !
gestellt hat . Es wird ein Streik der Eisenbahnarbeiter,be -»
fürchtet .

* Wahlerfolge der englischen Arbeiterpartei . Wie Reute «!
aus London meldet , gewinnt die Arbeiterpartei bei den Ge¬
meindewahlen j« London « nd in der Provinz schnell an Bo¬
den . In mehreren Londoner Kreisen wird die Arbeiterpartei
über eine große Mehrzahl verfügen .

Waditche Neberticbt .
Verband der Mdweltdeuttcben prelle .

De . Ein seit mehreren Jahren vom Landesverband badi¬
scher Redakteure verfolgter Gedanke ist nunmehr verwirklich «
worden . In der Pfalz hat sich ein Verband der pfälzische ««
Redakteure gebildet , der bereits die Mehrzahl der pfälzische ««
Redakteure umfaßt und einen Anschluß an den Landesver¬
band badischer Redakteure beschlossen hat . Nach einem Beschluss «
früherer Mitgliederversammlungen des Landesverbandes bä » ,
bischer Redakteure ist dieser jetzt mit dem Verbände pfälzischer !
Redakteure zu dem Verbände der südwestdentschen Presse zm
sammengeschänolzen werden .

Lvangelilcbe Generallynode .
o« . Der BerfaffungsauSschnß der evang . Generalsynode Hai

die Durchberatung der ihm vorgelegten neuen Kirchenverfas¬
sung beendet . Wie wir hören , hat der VerfaffungsaHsschntz
an dem Entwurf zahlreiche , zumteil tiefgehende Änderungei «
dorgenommen . Sofort nach Wiederzusammentritt der Synodtz
Wird sie mit der Beratung der Verfassung beginnen .

Lum Ikampk gegen das Scblebertnm
und die Scblelcbbändler .

Mannheim , 9. Nov . Seitens der Fahnder deS LandespreiS -
gmtes ist in den letzten Tagen im hiesigen Bezirk unter star - ^
kem Aufgebot eine emsige Tätigkeit entfaltet worden . Es wur¬
den u . a . allein in Weinheim beschlagnahmt viele Zentner !

Nüsse , 4 Faß Wein , 1 Faß Essig , 1 Faß Benzin , erhebliche
Mengen Öl und Petroleum , 15 Tonnen Kupfer , 7 Zentner
Rohzucker , 8 lebende Schafe , 6 Kisten Seife , sowie große
Quantitäten Gemüse , Kartoffeln , Gerste , Spelz , Zucker , Speck,
Weizen , Haferflocken , Butter , Kaffee , außerdem viele Kisten
mit Tabak , Zigarren und Zigaretten usw .

DO . Manheim » 4. Nov . Ein Kriminalbeamter fand be« dem
Kaufmann Ernst Wolfrum aus Germersheim , den er hier ir«
einem Hotel festnahin , ein interessantes Notizbuch . ES ent -

hielt eine Liste großen Mengen französischer Schieberwaren
mit Preis und Firma in stenographischer Schrift . ES er - >

gab sich daraus , daß die Franzosen schon lange vor Unter -

, zeichnung des Friedensvertrages , Handelsbeziehungen nach
Deutschland angeknüpft haben , weil sie bei dem schlechten .
Stand unserer Valuta dabei gute Geschäfte machen . In dem >

Notizbuch fanden sich u . a. als „an d«e Hand gegeben " Kaffe «
im Werte von 750 600 Mk . , drei Eisenbahnwagen Speck, Ko-
lonialwaren , Automobilreifen usw . Die Waren waren an
andere Schieber weitergegeben , darunter an den Kaufmann >

Wolfrum . Dieser wurde zu 5 Tagen Gefängnis und 1000 Mk.
Geldstrafe von der hiesigen Strafkammer verurteilt .

oe Mannheim , 4 . Nov . In weich unbesonnener Weise Teil «

unserer Bevölkerung die SicherheitSbrhörden in ihrem Kampf »

gegen Schleichhandel usw . hindern , zeigt eine Meldung de»

Pokizeiberichts : Als zwei vom Preisprüfungsamt angestellt «

Fahnder auf dem Bahnhof Waldhof nach Hesse« auSzufüh -

rende Schweine (eine Partie Ferkel ) beschlagnahmen und di«

Namen der gegen das Ausfuhrverbot handelnden Personen

feststcllen wollten , wurden sie und ein zu ihrer Unterstützung

zugezogener Schutzmann von einer größeren Anzahl Arbeiter

(etwa 30 bis 100 Mann ) dnrch Steinwürfe , Bedrohung mit

Messern und gröblichen Beleidigungen hieran verhindert . In¬

folgedessen gelang es , den noch unbekannten Mänpern . welch«



hie Ferkel unerlaubt auSführtenj mst Hem Arbeiteyug zu
«ntkommen «n- die Tiere über dir Grenze zu bringe ». ^

oc . Ettltnge », 4 . Nqv . Wie dir Wucherpreise entstehe», da»
p»n «ab dem »Bad . Landsmann " zufolge , eine hier abgehal-
tene Sffrntliche Berstetgerung Zeugnis . Die Einrichtungs -
gegenftände des Offizierskafinos im hiesigen Reservelazarett
Wurden an die Meistbietenden versteigert und dabei Preise
erzielt , die ins Fabelhafte gingen . 3 Billardkugeln galten
60 M ., zwei eichene Stühle mit Ledersitz und Rücklehne bis
360 M . . ein solcher mit Armlehne bis 350 M ., ein kleines
Sofa mit Rippsbezug 600 M . und so ging es werter . Und
Wer Ware » die Steigerer ? Ein Dutzend Händler von der
Großstadt waren eS. die alles an sich rissen , so daß das große
Publik«« als Steigerer einfach an die Wand gedrückt wrckde,
weil eS nicht in der Lage war, solche Preise zu bezahlen . Die
Händler selbst trieben die Preise unter sich noch! weiter in die
Höhe , um dann dieselben Gegenstände natürlich zu noch höhe¬
ren Preisen weiter zu verkaufen , wofür sich dann das entspre.
chende Publikum findet .

oc . SinSheim a . d. E„ 5. Nov . In Hoffenheim wurde ein
nach Heidelberg für die dortige Samenhandlung Mutschler
bestimmter Wagen mit sechs Zentnern Getreide beschlag¬
nahmt . Ferner wurde der Metzger Otto Wagner von Meckes-
heim festgenommen, der zwei Stück Großvieh und einen Ham¬
mel schwarzschlachtrn wollte. Der Landwirt , der die Tiere
zum Preis von 2000 Mk . verkauft hatte , wurde angezeigt.

oc . Singen a. H ., 6. Nov . Einer DiebeS- und Schieber-
Hände ist die Polizei auf die Spur gekommen. Vier Personen
Wurden verhaftet und die verborgenen Lebensmittel , Darunter
für 8000 Mk . Tabakwaren , entdeckt.

Ans dem baditcden psrteUeben .
* Der frühere demokratische Abgeordnete Oskar Muser der.

öffentlichst mit Bezug auf die Mitteilung der Presse über seine
Mandatsniederlegung nachstehende Erklärung : » Rücksichten
höherer Art verpflichten mich, wenn ich nicht zu einer entgegen¬
gesetzten Haltung gezwungen werde, die Rechtfertigung meines
Schrittes durch öffentliche Bekanntgabe meiner sämtlichen Be.
stimmungsgründe zu unterlassen."

oc . Pforzheim , 4 . Nov. Zwischen zahlreichen der demokrati.
schen Partei angehörenden Unternehmern der hiesigen In »
dustrie und dem Vorsitzenden der deutsch -demokratischen Partei
Von Baden , dem bad. Minister Hummel aus Karlsruhe , fand
eine eingehende Aussprache über die Stellungnahme der deut¬
schen demokratischen Partei zttm Betriebsrätegesetz statt . Es
wurde dabei betont, die Partei habe sich in bezug auf dieses
Gesetz völlig freie Hand Vorbehalten. Bei der Besprechung kam
übereinstimmend zum Ausdruck , daß man sich mit dem vor
kurzem veröffentlichten Entwurf zum Betriebsrätegesetz in die .
ser Fassung nicht einverstanden erklären könne.

Brurze Nachrichten aus Kaden .
oc . Heidelberg, 4. Nov. Im Alter von 62 Jahren ist! der

Professor der medizinischen Fakultät und Direktor der Nerven-
ftinik Geh. Hofrat Dr . Johann Hoffman » gestorben . Seit 1887
gehörte der Verstorbene dem Lehrkörper der Heidelberger Uni¬
versität an.

oc. Heidelberg, 4. Nov. Der Berein Heidelberger Presse
befaßte sich in seiner letzten Sitzung mit der Schaffung eines
Stadtprrffeamtes und beschloß beim Stadtrat zu beantragen ,
diese Stelle mit einem Berufsjournalisten zu besetzen .

oc . Pforzheim , 8. Nov. Die Stadt beabsichtigt das dem
Prinzen Max von Baden gehörende Schloß in Bauschlott, daS
Ist. »Pforzh . Anz .

" zum Verkauf ausgesetzt ist, als Eigentum zu
erwerben und darin etwa 50 Wohnräume herzurichten .

oc . Freiburg , 4 Nov. Die Universttätsleitung beabsichtigt
mit Unterstützung - er Regierung ein großes Haus zu kaufen,
in dem an die Studenten zum Selbstkostenpreis ein ähnliches
Esse» wie in der Volksküche abgegeben werden solle.

Waditcke LeLtungsttimmen.
Zum Notschrei der badische» Regierung an die Binnen¬

schiffer schreibt die »Bad . Presse" u . a . :
»Der dringende Apell der badischen Regierung an die Or -
nisationeu der Binenschifser und Hafenarbeiter führt uns

letzter , gefahrdrohender Stunde noch einmal die ganze
Schwere der Katastrophe vor Augen, der wir unaufhaltsam
entgegensteuern, falls eS nicht im letzten Augenblick gelingt ,
durch die Ausnutzung aller Möglichkeiten und Anspannung
aller Kräfte den völligen Zusammenbruch unserer Wirtschaft
Hintanzuhalten .

Wir sind nicht Optimisten genug, um behaupten zu wollen,
daß die Wiedereinschaltung der Binnenschiffahrt uns aus der
Perkehrsnot restlos befreien wird . Das kann sie nicht, wenn
sie nur als Retter in der Not plötzlich herangezogen wird ; das
kann sie auch deswegen nicht, weil der Wasserstand unserer
Ströme und Flutzßläufe gerade augenblicklich so ungünstig
Wie nur eben möglich sich gestaltet. Aber ein Teil der fälli¬
gen Transportmengen hätte sich längst auf den Wasserweg
derweisen lassen , wenn sich nur ein Man « gefunden , der den
Mut aufgebracht hätte, über Bedenken urck- ' Bedenklichkeiten
hinaus , über widerstrebende und zur ZerfMtterung neigende
Tendenzen in der Schiffahrt selbst (und sie find dort reichlich
vertreten ), hinweg zur straffsten Zusammenraffung aller Ver¬
kehrsmittel zu schreiten . Nicht einmal , aber nach und nach
muß auf diese Weise Besserung geschaffen werden können.
Namentlich dann aber, wenn der Wille erkennbar wird , Ei¬
senbahn und Schiffahrt nicht etwa wieder nur vorübergehend ,
sondern dauernd in ein sich ergänzendes Transportprogramm
einzugliedern.

WaS wir fordern , ist daher die eiligste Wiederherstellung
eines Vrrkehrsprogramms , wie es im Kriege sich als wert¬
voll erwiesen hat. Was wir weiter fordern , ist für die Er¬
füllung des Programms , ein Berkehrsdiktator . . . .

Man wird natürlich mit Einwänden kommen, etwa von
der Art, daß nur schnellster Transport uns augenblickliA nütze.
Man wird darauf verweisen, daß bei der Kohlenlieferung
durch die Binnenschiffahrt zunächst ein sogenanntes »Vakuum "
entstehe, d. h. ein Zwischenraum von vielleicht vierzehn Tagen ,
bis die erste Kohle auf dem Wasserwege anlange . Das ist,
wie wir es gerade bei den jetzigen Schiffslieferungen sehen,
unbestritten ; aber eS fällt nicht ins Gewicht gegenüber den
mannigfachen eminenten Vorzügen , die der Langsamkeit des
Schiffahrtsverkehrs gegenüberstehen. Kähne u,ck Schlepper
sind weitaus unempfindlicher u . robuster als Eisenbahnwagen
Und Lokomotiven. Komplizierte, leicht versagende Einrich¬
tungen gibt es bei ihnen so gut wie nicht, und auch die Schiffs -
waschinen sind gegenüber den Lokomotiven weitaus weniger
reparaturbedürftig . Auch der Hinweis auf die höheren Was-
fertransportkosten darf uns augenblicklich , nicht irritieren .
Richtig ist, daß die Tonne durch Schiffe weit teurer befördertwird, als durch Eisenbahn , auch dann noch, wenn die neuen
Gütertarife eingeführt werden. Das schreibt sich daher , daß
die Schiffahrt nichts zuzusetzen hat , während die Eisenbahn
auch künftig noch mit MilliaAienzuschüssen rechnet. Aber der
der Hochwertigkeit selbst der Massengüter , die sich bei der ge¬

genwärtigen Preisbildung erioeift, kann eine geringere ade:
höher« Frachtrate dann nicht allein entscheidend fein , wenn es
sich um ins Wohl der Gesamtwirtschaft handelt . Ein durch¬
dachtes Programm würde überdies Möglichkeiten schaffen kön¬
nen, um der Schiffahrt, sei es selbst durch eine an sich na¬
türlich unerwünschte teilweise Verkehrsfperre , bestimmte Gü¬
termengen zuzuführen . Jedenfalls : es muß alles geschehen ,um nufer Volk vor den Folgen der Berkehrskatastrophe zu
bewahren . Es gibt noch Möglichkeiten . Daß die badische Re¬
gierung willens ist, ste zu erschöpfen , kann nur dankbar be¬
grüßt werden. Doch wett höher einzuschätzen ist der am Mon¬
tag gefaßte Beschluß der rheinischen Binnenschiffer, auf die
Wünsche der Regierung einzugehen. Ihre vorbildliche Hal¬
tung in den Stunden höchster Gefahr sichert ihnen den vollsten
Anspruch auf Dank und ErkenntliWeit der weitesten Schichten
unseres Volkes .

"
_

Baden und Preußen .
Im „Badischen Beobachter " sticke« wir u. a . folgende Aus -

führungen von Dr . R. Sp . :
»Seit den fünfziger Jahren waren mit infolge von Fa -

Milienbeziehungen der Herrscherhäuser in Baden und Preußenin steigender Zahl Preußen in bad,S :aatsstellen verwandt mor¬
den. Nach der Militärkonvention aus dem Jahre 1870 hat die
badische Staatshoheit in militärische» Dingen ausgehört . Der
größere, preußische Bruder nahm Liefe Tatsache als selbftver.
stündlich und unabänderlich an . Sein Tun und Handeln stellte
er darauf ein : Das badische Land wurde für ihn in dieser Be.
ziehu .ig fast zur „ eroberten Provinz "

. Die Bolkspsyche der
badischen Landeskinder und des Landes , hie und da hervortre¬
tende badische Wünsche fanden bei Preußen so gut wie kein
Entgegenkommen. Die höheren Kommandostellen un 14. A .-K .
blieben den preußischen Offiziere» Vorbehalten, nur in den
untersten Ofsizictzchargcn waren geborene Badener in be¬
schränkter Zahl zu>«elassen . Kamen aber sehr bald in andere
A . -K. Die ökonomische Verwaltung des Armeekorps hat Preu .
ßen , mit einer Ausnahme , nur seinen Landsleuten anvertraut .
Bei der Frage der Gründe hörte man den Lobpreis der
preußischen Mlitärtüchtigkeit , des altpreußischen Beamten¬
geistes und — so mußte man eS verstehen — der höheren
nordischen Intelligenz und Energie . Die Möglichkeit , solche
Eigenschaften auch im badischen BE anzutreffen , wurde jeden,
falls nicht planmäßig ausprobiert öder gar verlacht. War doch
einmal ein Badener hervorragend, daß es auffiel , so fand er
nördlich des Mains Verwendung. Ein Intendant , der als her .
vorragend tüchtig, selbst in Berlin rm Kriegsministerium galt ,
wurde in Karlsruhe bald abgesägt, wegen Differenzen mit
dem preußische» kommandierend » General . Großherzog
Friedrich ll . konnte nur ein Korps außerhalb des Landes
führen, da man offenbar zeigen wollte, daß kein Badener ,wer er auch sei, in bezug auf militärisches Recht kein Recht
im Laude habe und über höheren preußischen Offizieren im
Lande stehe.

Scban während des Krieges wurde die Bolksstimmung gegen
die Militärkonvention mit Preußen so laut , daß die frühere
Regierung deren Abschaffung bezw. gründliche Revision nach
dem Krieg zusageu mußte.

Der Krieg ging unter preußischer Führung verloren , die
Militärkonvention ist befestigt. Mo» sollte nun meinen , die
Allgewalt Berlins habe damit auch Ihr Ende erreicht. DaS
ist aber nicht der Kall. Die alten preußischen Geister find noch
immer da. Wie wir schon früher sage» mutzten, ohne Ansehen
der politischen Richtung und soziale» Stellung kommt sich je¬
der Preuße (wir meinen den richtigen Mtpreußen ) als kolossal
überlegen vor , jedem Süddeutschen rmd Rheinländer gegen,
über . Auch die Herren, die jetzt in Berlin die Macher find,
find von dem gleichen Geist. Wir in Baden verbitten uns es
nun aber ein . für allemal , daß dies so weiter gehen soll. Wer
während des Kriege » beim Militär war , hat unter dieser
preußischen Herrschsucht zu leiden gehabt. Wie wurden wir
überall in preußischen Formation » herumgestopft, während
bei unfern badischen Formationen die Preußen sich breit
machten und die badischen Auszeichnungen wegschnappten.

Wir wollen doch einmal das B»S abstimmrn lassen, ob eS
nicht verlangt , daß endlich einmal diese Praxis verschwinden
soll . Wr leben doch angeblich im freien Volksstaat , warum
wird denn dann von der Bolksregierung allem Votkswrllen
entgegen nicht einmal dafür gesorgt, daß alle Stellen in Ba -
den mit Badenern besetzt werden? Wie kommt es , daß wir
nunmehr wieder zwei Preußen ins Land bekamen als Vorstände
für Proviantämter . So daß jetzt alle derartigen Vorstands¬
stellen glücklich wieder « it Preußen besetzt sind. Wir habentm Krieg genug geeignete Beamten für diesen Dienst gestellt,
so daß wir jetzt verlang » , daß die Preußen hier den Landes ,
kindern Platz zu machen haben . -

Auch für die andern Stellen an Hochschulen und Post usw.
müssen wir verlangen , daß immer an erster Stelle der Badener
in Frage kommt und nur wenn kein Badener oder sonst
Süddeutscher zu finden ist, darf eine Preuße unter Darlegungder Gründe genommen werden . Das bisher üblich: es ist
kein geeigneter Badener da , darf nicht mehr gelten . Wir sind
keine eroberte Provinz . Man suche ja nicht diese im Elsaß
fehlgeschlagenen Methoden nun in Baden forrzusetzen.

"

„Der Großgrundbesitz alk Wucherer. Schieber und als Tod¬
feind des deutsche» Volkes."

Von besonderer Seite wird dem „Vvlksfreund " geschrieben:
»Die wissenschaftlich betriebene Statistik ist das Gewissen

der Volkswirtschaft. Es wirft sich gum öffentlichen Richter
auf , und so rechnet heute die statistische Abteilung der Reichs-
getreidestrlle (R .G.) mit der Ablirfrruugsschuldigkeit der Land -
Wirtschaft 1V17/18 in einem umfangreichen Tabellenwerk ab,
um festzustellen, wie die einzelne» Betriebsgröhenklassen
(Zwerg - und Kleiubefitz , Mittelbefch. Großgrundbesitz ) in der
Erfassung der Ernte und der Ablieferung der Pflichtmengen
ihre Schuldigkeit getan haben.

Weil hier Schätzungen(Ernteschätzungen) mitsprechen, hat der
Statistiker alle beeinträchtigenden Momente von vornherein
berücksichtigt oder ausgefchaltet, und wenn es sich stellenweiseum nur kleine absolute Zahlen handelt, können die Ergebnisse
doch die Allgemeingültigbeit beanspruchen, weil sämtliche Ver¬
gleiche eine auffallend einheitliche Te»deaz zeigen. DaS Ta »
bellenwerk gliedert die 641 Komm»«»!, und BersorgungSver »
bände in 7 große Gruppen . Zur ersten gehören die Ver¬
bände mit ganz überwiegendem Kleinbesitz (0—5 Hektar ), wo
diese Besitzform 66 bis 100 Prozent der gesamten Fläche aus -
macht. Rach Ausmerzung der ganz kleinen Verbände ergibt
sich dann, daß die Gruppen 3 und 4 (vorwiegend Mittelbesitz)
in der Ablieferung günstiger dastrhe» als 5, 6 und 7 . Es lie¬
ferten über 90 Prozent ihrer Schuld ab : in Gruppe 4 29 Pro¬
zent sämtlicher Verbände, in Gruppe 5 24 Proz ., in Gruppe 6
18 Prozent und in Gruppe 7 gar nur 14 Prozent — die Ver¬
bände mit größerem Grundbesitz also relativ am wenigsten !

Auch nach einer noch schärferen Sichtung der Verbände
ergibt sich, daß gerade der „übermäßige" Großbesitz mit nur
26 Prozent Ablieferung gegen 28 Prozent sämtlicher Verbände
weit zurückbleibt. In die öffentliche Hand über 90 Prozent
der Ernte zu bekommen , ist in Gruppe 3 und 4 bei 57 bis 53
Prozent der Verbände gelungen. In Gruppe 7 aber nur bei
34 Prozent und in 6 nur bei 2 Prozent . Also auch hier haben

die Verbände mit itderwiegend größere« Besttzklassen «uffal «
lend versagt .

Am Einwendungen gegen die Gruppierungsmettzode zu be¬
gegnen, wurde, noch eine andere Gruppierung vorgenommen :!
Gruppe -^ umfassend den Kleinbesitz der Gruppen 1 bis 3.
Gruppe 8 umfassend die Gruppen 4—8, jedoch ohne hie Kresse
mit ausgesprochenem Grotzbcsitz, also Mittelbesitz im eigent-
IiMn Sinne , Gruppe O die Verbände, in denen Großgrund¬
besitz (über 100 Hektar) allein mehr als ein Drittel der Ge¬
samtfläche «innimmt . Dann ergibt sich, daß mehr als 99 Pro¬
zent der Ernte erfaßt wurden Lei Gruppe ^ (Kleinbesitz ) in Le«
Hälfte aller Kreise,

'Lei Gruppe 8 (Mittelbesitz ) noch ! in 47 Pro¬
zent aller Kreise. Dagegen in Gruppe L (Großgrundbesitz
in noch nicht einem Drittel aller Kreise , nämlich nur in 33
Prozent . Das dürfte wohl ein überraschendes Ergebnis feint

Die amtliche Statistik geht auch den Gründen dieser Erschei¬
nung nach. Von einer zu hohen Ernteschätzung kann keine
Rede sein. Der wahre Grund der Erscheinung liegt nur „ in
der allgemein unwirksamen Kontrolle der Wirtschaftsführung
der Großbetriebe gegenüber der schärfere » und wirksamere »
Kontrolle in den Mittel - und Kleinbetrieben". Der statistische
Kritiker kommt dabei aus die drei jede geordnete Getreide ,
bewirtschaftung zerstörenden Faktoren : Schleichhandel, Grenz ,
fchmuggel und übermäßige Verfütterung zu sprechen. Es wur¬
den durch die Einkaufsstellen der R .G. 90 ausgesprochen«-
Schleichhandelskreise sestgestellt, und davon entfielen auf die
Kleinbesitzkreise 9 Prozent , auf den Mittelbesitz 11 Prozent , auf
den Großgrundbesitz aber nicht weniger als 24 Prozent .

Diese „ schlechten Kreise" sind ein Krebsschaden für unser «
Ernährungswirtschaft . Der aus dem Tabellenwerk der R .G,
gewonnene Eindruck ist im einzelnen wie im ganzen so stark,
daß der Bearbeiter dieser Zahlen zu folgenden Sätzen gelangtL

»Die gefundenen Tatsachen genügen vollkommen zur Be¬
antwortung der während des Krieges oft gestellten und ebenso!
oft falsch beantworteten Frage : welche landwirtschaftlicher»
Kreise haben in den Nöten des Krieges ihre Pflicht gegen di«
Allgemeinheit am stärksten vernachlässigt? Mr haben ver¬
sucht , abseits- von allem verwirrenden Parteihader lediglici
auf Grund einwandfreier Zahlen eine Antwort auf dies«
Frage zu finden ."
Die Antwort lautet vernichtend für den Großgrundbesitz.

Die Großgrundbesitzer haben während des Krieges das deutsch «
Volk am brutalsten ausgehungert . Die Statistik der R .G . ist
ein Todesurteil für den deulschen Großgrundbesitz."

Nus der Landeshauptstadt .
* Einwohnerwehr Karlsruhe . Am Dienstag letzter Wochf

fand im Saal Illl der Brauerei Schrempp wieder ein Bier
abend der 3. und 5. Kompagnie der Einwohnerwehr statt . De«
Kompagnieführer , Geh. Finanzrat Schmitt, hielt einen ffytz
eingehenden Vortrag über militärische Maßnahmen der Ein¬
wohnerwehr im Falle eines Pu -tsches und legte seinen Ausfüh¬
rungen die in andern Städten gemachten Erfahrungen zu¬
grunde . An die mit großem Interesse aufgenommenen Aus¬
führungen schloß sich eine rege Besprechung, in der vor allem!
die ernste Auffassung der Mitglieder von ihrer freiwillig über¬
nommenen Pflicht zum Ausdruck kam . Von seiten der Mit .
offeder , Forstrat Dr . Eichhorn, Vorarbeiter Geppert und Adolf
Bettinger wurde besonders betont, daß die Hauptarbeit in dem
Gruppen geleistet werden müsse, da hierdurch die Gruppen fiichf
mehr kennen lernen und im Ernstfall ein besseres Zusammen¬
wirken gewährleistet sei . Auch die Frage der Unterbringi de«
Waffen wurde in aller Offenheit besprochen , wobei der re«
der Einwohnerwehr , Major Bauer , den Grundsatz betonte , den!
er von Anfang an für den Aufbau und Ausbau der EinwoL-
nerwehr sich zur Richtschnur genommen hat daß die Einwoh¬
nerwehren nicht in geheimnisvoller Weise einen Kampf vorberei¬
ten , sondern daß sie durch offene und ehrliche Bekundung ihre«
Aufgabe und ihres ernsten Millens jeden Kampf von vorn¬
herein unmöglich machen wollen . Besonders dankbar begrü -ststder Führer der Einwohnerwehr , daß di« Anregung zu straffe- ,
rem Ausbau aus der Mitte der Mitglieder selbst komme , dst
bei einer freiwilligen Organisation durch freudige u . verstand^nisvolle Mitarbeit der Mitgleder sehr viel mehr geleistet werdest
könne, als durch Befehle von oben . Es hat sich wieder gezeigt»
Laß solche Abende offener Aussprackie nicht nur für die Sache»
der Einwohnerweh,r sondern auch im Interesse einer weiterem
Gemeinschaft , für die ja leider in der gegenwärtigen Zeit ist
so vielen Kreisen das Verständnis fehlt, sehr wertvoll find^Alle Mitglieder der Einwohnerwehr sind den KompagnietüM
rern , insbesondere den Herren Geh . Rat Schmitt und Ge
Werbeschulrektor Kuhn , welche die Anregung zu diesen Abenc
den gegeben Laben , zu wärmstem Danke verpflichtet und hoffen^daß in Zukunft sich auch Freunde der Einwohnerwehr , vielleicht
-auch Verteter der staatlichen und städtischen Behörden an sol¬
chen Abenden beteiligen und damit ihr Interesse an der Suchst
bekunden.

Stastsanzeiaer.
Das Staatsministerium hat unterm 24 . Oktober d. I . dest

Landgerichtsrat Leonhard Winkler in Karlsruhe seinem An¬
trag entsprechend von seinem Amt als Untersuchungsrichtest- etm Landgericht Karlsruhe enthoben.

den Landgerichtsrat vr . Jakob Kley und den Landrichtest
Theodor Schmidt in Karlsruhe für den Rest des Geschäfts¬
jahres 1919 zu Untersuchungsrichtern beim Landgericht
Karlsruhe ernannt .

Die Generaldiretion der Staatseisenbahnen hat ernaui »,unterm 17. Oktober d . I die Hochbauwerkmeister Emil Jäckltz
und Ernst Jsele in Karlsruhe zu Bausekretären.

Die Generaldirektion der Staatseisenbahnen hat versetzt L
unterm 28. August d. I . den Eisenbahnsekretär Karl Zim -
« ermann M in BruMal nach Thahngen,

unterm 11 . September d. I . den Eisenbahnsekretär Karl
Moritz in Ottersweier nach Konstanz, ,

unterm 22. Sept . d . I . den Oberrevisor Ludwig Lehmann
in Karlsruhe als Stationskontrolleur nach Überlingen,

unterm 7. Oktober d . I . Len Eisenbahnsekretär Ludwig Lkchst
te»berger in Lahr -Dinglingen nach Freiburg .

Eine Anzahl Stipendien aus dem Fonds für bedürftige Ka¬
detten und dem damit vereinigten Offiziersunterstützungsfondst
für daS Halbjahr 1. Oktober 1919 bis 1. April 1920 zu ver¬
geben.

Gesuche — für Kadetten mit Nachweisen über an die Kadct-
tenanstalt bezahlte Pensionsbeiträge — bi- längsten« 29 h
Mts . Lei uns einzureichen.

Karlsruhe , den 30. Oftober 1919.
Ministerium der Finanzen .



Smtttcde Bekanntmachungen .
Die Erspar « » vo « Brennstoffe « und

Belrnchtnngsrnitteln betr .
Mir bringen nachstehend einen Auszug aus der Verordnung

des Ministeriums des Innern und de» Arbeitsministerium »
vom 18. Oktober ISIS, die Ersparnisse von Brennstoffen und
Beleuchtungsmitteln betreffend, zur allgemeinen Kenntnis .

8 1.
Gast-, Speise - und Schanttoirtschaften , Kaffee» sowie BereinS -

und Gesellschaftsräume, in denen Speise « »wer Getränke verab¬
reicht werden, find um 18 Uhr abend» zu schließen . An den

,SamStagen und den Vortagen von Feiertagen dürfen fie ki¬
ll Uhr abends geöffnet blewen. Ausnahmen sind nur mit Ge¬
nehmigung Le» Ministeriums de» Innern , jedoch nicht über
115- Uhr abends zulässig.

Gastwirtschaften dürfen auch nach den genannten Zeiten , die
für den Aufenthalt der bei ihnen übernachtenden Fremden un .
entbehrlichen Räume für den Verkehr dieser Gäste geöffnet
halten .

SS -
Die in H 1 genannten Betriebe sind auf die unbedingt not -gen

Räume zu beschränken. Die übrigen Räume sind zu schlichen .
Die Ortspolizeibehörden bestimmen für die größeren Betriebe
Im Einzelfalle , welche Räume hiernach zy schließ », find.

In Wirtschaften dürfen warme Speisen nach 8 Uhr abends
nicht mehr verabfolgt werden ; die Kommunalverbände sind be¬
fugt , die Verabfolgung warmer Speisen in Wirtschafteg zeitlich
Werter einzuschränken.

Theater , Lichtspielhäuser, Räume , in denen Schanstellurmen
stattfinden, sowie öffentliche Vergnügungsstätten aller Art sind
spätesten» um 18 Uhr abend» zu schließen.

Lichtspielhäuser dürfen erst von 6 Uhr abend», am Sonn -
«nd Feiertagen , an Samstagen , sowie an den Vortage« vor den
Feiertagen von 3 Uhr ab geöffnet sein.

ZS -
Offene Verkaufsstellen müssen von 6 Uhr abend» bi» 9 Uhr

vormittags geschlossen bleiben. An den SamStagen , sowie an
den Vortagen vor den Feiertagen dürfen alle offenen VerkaufS-
ftelLn bis 7 Uhr abends geöffnet sein. Verkaufsstellen , in denen
der Verkauf von Lebensmitteln al» Haupterwerbszweig betrie¬
ben wird, dürfen mit dem Verkauf von Lebensmitteln vor
9 Uhr beginnen . Offene Verkaufsstellen, jn denen ausschließlich
Papierwaren verkauft werden , dürfen am 2S. und 86 . Dezem¬
ber ISIS bis 7 Uhr abends geöffnet sein.

Die Kommunalverbände find befugt , die Zeiten, während
deren die offenen Verkaufsstellen hiernach geöffnet bleiben dür¬
fen, weites einzuschränken.

8 ».
Unter die Vorschriften des 8 5 fallen nicht die Apotheken.
Ja Friseur - und Barbiergeschaften , die mit einer offenen

Verkaufsstelle verbunden sind , darf in der Zeit , während deren
die offenen Verkaufsstellen geschloffen sein müssen, ein Verkauf
von Waren nicht stattfinden .

Hinsichtlich der Offeichaltung der offenen Verkaufsstellen an
Smm - und Feiertagen sowie der BeschästigungSdauer der Ar¬
beiter und Angestellten an diesen Tagen gelten die Bestimmun¬
gen der Gewerbeordnung und der Verordnung der Reichsregie¬
rung vom 5. Februar 1813 über Sonntagsruhe im Handelsge¬
werbe und in Apotheken (Reichs-Gesetzblatt Seite 178).

- 8 S.
Jede Art von Lichtreklame, sowie jede Außenbeleuchtung von

Schaufenstern und von Gebäuden zu gewerblichen Zwecken ist
verboten. Ausnahmen von dem Verbot der Außenbeleuchtung
unter Beschränkung auf da» unbedingt erforderliche Maß kön¬
nen von dem Kommunalverband zugelaffen werden .

Die Beleuchtung - er Schaufenster , der offenen Verkaufsstel¬
len , der Gast-, Speise - und Schankwirtschastea, Kaffees ,
Theater , Lichtspielhäuser» Räume , in denen Schaustellungen
stattfinden , sowie der öffentlichen Vergnügungsstätte » aller
Art ist während derjenigen Stunden » während deren fie ge¬
öffnet sein dürfen , auf dcw unbedingt notwendige Maß zu be¬
schränken Die Kommunalverbände hoben die erforderlichen
Anordnungen zu treffen und ihre Einhaltung zu überwachen.

8 1«.
Die offenen Verkaufsstellen dürfe » in der Zeit , in welcher

fie geschloffen find, nicht beleuchtet sein. Eine Ausnahme tritt
nur insofern ein , als wägend je einer halben Stunde vor Be¬
ginn und nach Beendigung der Verkaufszeit die znr Ausfüh¬
rung von vorbereitenden Arbeiten für den Verkauf oder von
Aufräumung »- und Reinigungsarbeiten erforderliche Beleuch-
tung im Bedarfsfall gesittet rstz

8 1t.
Die Kommunalverbände find befugt, die Benutzung elektrisch

betriebener Personenaufzüge zu verbieten .
8 IS. - ^

Die dauernde Beleuchtung der gemeinsamen Hausflure und
Treppen in Wohngebäude« ist nach 9 Uhr abend» verboten.
Die Kommunalverbände können Ausnahmen gestatten.

8 t ».
Museen , Sammlungen «nd sonstig « Ausstellungsräume dür¬

fen nur insoweit geheizt werden, als e» erforderlich ist, um
eine Schädigung der Ausstellungsgegenstände durch die Einwir¬
kung von Frost zu verhüte» .

8 1«.
Der Betrieb der Badeanstalten ist auf da» unbedingt not¬

wendige Maß einzuschränken. Die Kommunalverbände haben
die erforderlichen Anordnungen zu treffen .

8 1».
Wer den Vorschrift« , dieser Verordnung oder den zu ihrer

Durchführung ergehenden Verfügungen der zuständigen Stel¬
len zuwiderhandclt , hat außer der gerichtlichen Bestrafung zu
gewärtigen , daß ihm für den unberechtigten Mehrverbrauch
von Ga » oder Elektrizität ein Aufpreis berechnet und der Gas¬
oder Strombezug gesperrt wird .

Karlsruhe , den 2. November 1919.
Bezirksamt. — Polizeidirekti»» OLL89.

Im Hrnbua aus ne Lage der kohlende rsorgung wird znr
Sicherstellung des allernotwendigsten Bedarfs an elektrischer
Energie für den Bereich der Stadt Karlsruhe (einschließlich
der Vororte und der an da» Elektrizitätswerk angeschloffenen
Rachbargemeinden) auf Antrag de » Kommunalverbände »
Karlsruhe -Stadt folgende

Anoronung .
erlassen :

Zum Betriebe von Kinematographentheatern oarf elektrische
Energie nicht zur Verfügung gestellt werden .

H .
Zum Betrieb von Theatern , Singspielhallen und dergl . darf

elektrische Energie nicht zur Verfügung gestellt werden .
m .

Sämtliche Wirtschaften sind von 8 Uhr abends — an Sams¬
tagen von 18 Uhr — anchis zum anderen Morgen geschloffen
zu halten ; in dieser Zeit darf für die Wrrtschaftsräume elek¬
trische Energie nicht in Anspruch genommen werden .

Die Veranstaltung von Vergnügungen , Konzerten , Vorträge «,
Versammlungen und dergl . in öffentlichen und privaten Sälen
muß um S Uhr — Samstags um 10 Uhr — beendet sein.
Ausnahmen kann der Vorsitzende des DemckbAmachungsauS-
schusses zulasten.

Sämtliche offenen Verkaufsstellen sind von 8 Uhr — an
Samstagen von 6 Uhr — nachmittags bis zum anderen Mor¬
gen geschloffen zu halten ; in dieser Zeit darf für dieselben
elektrische Energie nicht in Anspruch genommen werden.

V .
Für die Beleuchtung von privaten Geschäftsräumen , Wohn-

räumen , Küchen uttd sonstigen Bestandteilen von Wohnungen
darf elektrische Energie von S.30 Uhr abends bi» zum anderen
Morgen nicht in Anspruch genommen werden. Die Be¬
nutzung von Mehrflammigen Beleuchtungskörpern ist ver¬
boten.

Ausnahmen kann das Elektrizität Samt Anlassen.
VI .

Für dauernde Treppenbeleuchtung in Privathäuserw darf
elektrische Energie nicht in Anspruch genommen werden .

VII .
Die vorstehenden Anordnungen treten sofort in Kraft ; der

Vorsitzende des DemobilmachungSauSschuffeSist ermächtigt, sie
ganz oder teilweise außer Kraft zu setzen . Zuwiderhandlungen
gegen die Anordnungen werden mit Geldstrafe bis zu ein¬
tausend Mack für jeden Eingelfall belegt ; sie haben außer¬
dem unnachsichüich die Entziehung der elektrischen Energie znr
Folge.

Karlsruhe , den 3. November ISIS .
Der DemobilmachungsanSschutz.

Vorstehende Anordnung wird für vollziehbar erklärt .
Karlsruhe , den 4. November ISIS .

Der Landeskommiffär
als Demobilntachungskommissar.

Kaäi8cke8I^ näeÄdeaier
Donnerstag , 6. Hoveinber ISIS :

Me NoMlieliillllM .
Anfang 7 Dür - Mittel -kreise )

pelr - kMNiiiiM !
«7/e/ - / l/t , srroL -Verrnn -

/ SL/ —?. Lllgsiei-,

^osepk Illvdmsan , krulsnutiv i. 8.
Vsnlrgssvkstt Güi»

XvNHN » T» HSll >S ^ >« KvIH
«mptielilt rieh rar Unterbringung von kolilsrn in
jeckor tlSko bei srrten KtLmorerneitungen.

Für unsere Bauabteilung ist die Stelle des

Uorstaudrs
alsbald zu besetzen .

Tüchtige Techniker mit abgeschlossener Hochschul¬
bildung und abgelegten Prüfungen (Maschineninge-
nieur ), die reiche praktische Erfahrungen besitzen, wollen
ihre mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften versehene
Bewerbung unter Angabe de» frühesten Dienstantritte »
«nd der Gehaltsansprüche bi» zum 28. Ravnuber ISIS
bei uns eftrreichen - H.157L.1

Mannheim , de« S . November ISIS .
ArMrM Wt.WM>.ras- >.NeSrizitStswM

Die Stelle de»

Mm im MiMittckbteilllng
de» hiesigen Bürgermeisteramtes ist neu zu besetzen .

Bewerber, die über genügend« verwaltungstechnische
«nd kaufmännische Kenntnisse verfügen» wollen ihre
Gesuche unter Anschluß eine» LttrenSlaufeS, von Zeug»
»issen und unter Angabe ihrer Gehaltsansprüche bi»
längste « » 15. November 1919 hierher einreichen.

Die BeherrschungeineSKurzschriftsystem»ist erwünscht.
Gernsbach , den 3 . November ISIS .

» « rgermetfternmt :
Menge ».

Bekanntmachung.
Am Mittwoch , de« 5. und Donnerstag , dm k.

d . Mts . muß das Borratsbeckru des Murgwerkes
wieder aufgefüllt werde». Die Stromlirfenmg a»
das Karlsruher Versorgungskabel kau» daher nur
wie a« Sonntage » erfolgen . Diejenige « Firmes
deueu a« diesm beiden Tagm Strom geliefert wer¬
den kann, werde« von uns telephonisch verständigt .

Karlsruhe , dm 4. November 1919 .

MW« Sas-, Wer- >l. MriMM
Für die durch den Tod

de» seitherigen Inhabers
freigewordeneI . Ratschreiber¬
stelle bei hiesiger Stadt wird
ein in allen Berwaltungs -
zweigen tüchtiger

BeriissreWM
gesucht . H .188 .2.1

Bezahlung je nach Alter
bis 6500 Freie Dienst¬
wohnung ist vorhanden.

Nicht zu junge Bewerber
wollen sich unter Darlegung
des Bildungsganges unter
Anschluß von Dienstzeug-
niffen innerhalb 14 Tage» bei
unterfertigterStelle melden.

Gemriuderat der Stadt
Zell i. W.

Vom 1. November d. I .
ab wird die Haltestelle Et¬
zenbach der Strecke Kro¬

zingen —Münstertal —
Salzburg für den Perso¬
nenverkehr eröffnet . Fahr¬
kartenausgabestelle » be¬
finden sich im Hause de»
Gastwirt » Dischinger und
de» Landwirt » Piu »
Schneider in Etzenbach .

Berlin . 22. Okt. ISIS.
Deutsche Eisenbahn-

Betrieb» - Gesellschaft .
Aktiengesellschaft .

MgttW »MpslM
». Streitig « Gerichtsbarkeit .

O .7S4.L1 Bühl. Der
Botschaftsattache Han»
PringStzei» in Berlin ,
vertrete » durch Rechtsau.
walte Dre » Herrmann u.
Hauser in Baden , hat al»
Erbe der am 5 . Juli 1818
in Baden -Baden verstor¬
benen Frau General
Jsenbarth , zuletzt wohn,
hast in Bühl , das Aufgx -
botsversahren zum Zw -cke
der Ausschließung v,n
Rachlaßgläubigern bea -r«
tragt .

Die Nachlaßgläubige»

werden daher aufgefor -
dert , ihre Forde liegen
gegen den Nachlaß der
verstorbenen Frau Gene¬
ral Jsenbarth spätestens
in dem auf
Montag » 2«. April 1S29.

. aachmittagS 3 Uhr,
vor dem Unterzeichneten
Gericht anberaumten Auf¬
gebotstermine bei diesem
Gericht anzumelden .

Die Anmeldung hat die
Angabe des Gegenstände»
und de» Grundes der For¬
derung zu enthalten . Ur¬
kundliche Beweisstücke find
in Urschrift oder in Ab¬
schrift beizufügen.

Die Nachlaßgläubiger,
welche sich nicht melde»,
können» unbeschadet de»
Rechte», vor den Verbind»
lichtesten au » PflichtteilS-
rechten. Vermächtnissen u.
Auflagen berücksichtigt zu
werde», von de» Erbe«
mir insoweit Befriedigung
verlasgen . al » sich »ach
Kpsriedigung der nicht
ausgeschlossenen Gläubiger
noch ei» Überschuß ergibt.
Auch hastet ihnen jener
Erbe »ach der Teilung
de» Nachlasse» nur für
den seinen Erbtest ent¬
sprechenden Test der Ver¬
bindlichkeit.

Für die Gläubiger au »
Pflichtteil - rechten , Ver.
mächtnissen und Auflagen
sowie für die Gläubiger ,denen die Erben »nbe-
schränkt haften , tritt ,wenn sie sich nicht melden,nur der ReckstSnacttteil
ein , daß jeder Erbe ihnen
nach der Teilung de»
Nachlasse» nur für de«
seinem Erbteil «ntspre .
cbenden Teil der Verbiß ,
lichtest haftet .

Bühl » 27 . Okt. ISIS.
Der Gerichtsschreiber de«

Amtsgericht».

Zerrtral-Gütcrrechts Register für Baden.
Acher». O .7S2

Güiterrechtsregisterein-
trag Band 11 .

Seite 288 : Karcher-
Adols, Kaufmann zu
jOberachern» und Frida

geb. Zimmerer . Vertrag
v. 18 ., Oktober ISIS. Er -
rungenschaslsgemernschasi
Vorbehaltsgut der Frau
ist ihr eingebrachtes in 8
3 des Vertrags näher be¬
schriebenes Vermögen und
dasjenige , das sie künftig
durch Erbschaft oder
Schenkung erwirbt .

Achern , 28 . Olt . ISIS.
Amtsgericht

Eppingen O 778
Güterrechtsregisterrm -

trag Band I Seite 274 :
Zeyer, Richard, Kauf ,
mann in Sulzfeld , und
dei >en Ehefrau Klara geb .
Friederich. Vertrag vom
18. Oktober ISIS . Errun -
genschaftsgemeinschaft.
Eppingen , 30. Okt. ISIS.

Amts »erkcht.

Eppingen . O .7S0
Güterrechtsregisterein¬

trag Band I Seite 275:
Haist» Friedrich, Schuh¬
macher in Eppingen , und
dessen . Ehefrau Katharina
geb^ Reureuther . Vertrag
vom 29. Oftober ISIS.
Gütertrennung .
Eppingen , 31 . Okt. ISIS .

Amtsgericht.

Ettltuge ». O .7S1
SüterrechtSvegisterein.

trag : Grützinger , Simon
I , Landwirt in Forchheim
(Amt Ettlingen ), und der
Bahbi« geb. Winter .
Vertrag vom 12. Septem¬
ber ISIS : Gütertrennung .
Verwaltung «mH Nutznie¬
ßung de» Manne » am
Vermöge« der Fra » ist
ausgeschlossen.

Ettlingen , 28. Okt. ISIS.
Bad. Amtsgericht.

Freibnrg . O .7S4
SüterrvchtSregisterein .

trag Band V O . -Z. 464 :
Bender , Dr . Wilhelm,
Chemiker i» Freiburg , u.
Franziska geb. Mengel¬
bier . Vertrag vom 8. Ok¬
tober ISIS : Gütertren¬
nung .

O . -Z . 465: Lasch» Wil¬
helm, Güterarbeiter , Frei ,
bürg , und Maria geborene
WieÄer . Vertrag vm» 15.

Oktober ISIS ; Gütertren -
nung .

Freiburg . 22. Okt. ISIS.
_ Amtsgericht 1.
Karlsruhe . O .773

I » das Güterrechtsre¬
gister ist zu Band IX ein¬
getragen :

Seite 378 : Palm , Peter
Joh . Josef , Maschinenfa.
brikant , Karlsruhe , und
Sophie geb . Cordes : Der
Mann das Recht der
Frau innerhalb ihres
häuslichen Wirkungskrei .
ses seine Geschäfte für
ihn zu besorgen und ihn
zu vertreten , ausge¬
schlossen.

Seite 379 : Kanth ,
Adolf, Tapezier , Karls¬
ruhe, und Anna geb .
Manslaupt . Vertrag vom
13 . Oktober ISIS . Errun -

nschaflsgemeinschaft.
Seite 380 : Keck, Fried¬

rich , Schreiner , Karls ,
ruhe , und Pauline geb .
Proß . Vertrag vom 21.
Oktober ISIS, Gütertren -
nung .
Karlsruhe , 31 . Ott . ISIS.

Bad . AmtSegricht 8 2.
Mannheim . O .774

Zr. uXKüterrechtsregister
Band wurde heute
eingetragen :

1 . Seite 31 : Friedrich
Eckert, Kaufmann , und
Emilie geb. Kablet in
Mannheim . Vertrag turn
3. Oktober ISIS . Errun -
genschaftsgemeinschaft.

2. Seite 32 : Julius
Gantert , Kaufmann , und
Maria Angela geb. Wel-
lenreuther in Mannheim -
Feudenheim . Vertrag vom
S. Oktober ISIS . Güter -
tvennung .

3. Seite 33 : August
Schmitt, Kraftfahrer , und
Lina geb . Leusch in
Mannheim . Vertrag vom
13. Oftober ISIS . Güter ,
tremmng .

4. Seite 34 : Alfred
Steiger » Kaufmann , und
Maria Christin » geb.
Cerny in Mannheim .
Vertrag vom 14. Oktober
ISIS.
Mannheim . 31 . Ott . ISIS.
Bad. Amtsgericht Re. 1.
Offenburg . O .775.

GüterrechtSrrgisterein -
trag Band II Seite 438:
Josef vildstei », Bremser
in Offenburg , und Kckko»
lina Bildstei» geborene

Zapf . Vertrag vom 28.
Oktober ISIS . Güter¬
trennung .
Osfenburg , 30 . Okt. ISIS,

Amtsgericht.

Staufen . O .717,
In das Güterrechtsregi¬

ster Band I O . -Z. 212
wurde eingetragen :

August Beckert, Holz-
Hauer in Untermünstertal .
Karolina geb. Ruh da¬
selbst .

Durch Ehevertrag vom
15 . Oktober ISIS ist di«
allgemeine Gütergemein¬
schaft vereinbart . An dem
in Ziffer 1 u . 2 des Ehe¬
vertrags näher beschriebe-
nen Vorbehaltsgut der
Ehefrau ist die Verwal -
tung und Nutznießung de»
Ebemannes ausgeschlossen .

Staufen . 20. Okt. ISIS.
Amtsgericht.

Billingen . O .788
In das Güterrecktsre -

gister Band II Seite 237
wurde eingetragen : Al¬
bert Kieninger , Uhrmacher
in Villingen , und dessen
Ehefrau Maria geb,
Hummel ebenda. Vertrag
vom 14. Oktober ISIS :

Errungenscha stsgemein .
schast des B .G .B . Ein -
gebrachtes Gut der Ehe-
gatten und VorbehaltSgut
der Ehefrau ist das im
Vertrag beschriebene Ver-
wögen
Villingen , 27. Ott . ISIS.

Bad, Amtsgericht 1.

Weinhrkm. O .75S
Zum Güterrechtsregister

wurde eingetragen :
1. Bd . I S . 415 : Dr .

jur . Otto Robert Philipp
Schneider in Weinheim ,
und Frieda geb. Zink-
gräs . Vertrag vom 17.
Oktober ISIS . Errungen ,
schaftsgemeinschaft. Vor¬
behaltsgut der Frau ift
da» im Vertrage bezeich-
nete Vermögen .

2. Bd . I S - 416 : M »li-
tor v. Mühlfeld , Josef
Heinrich. Bürstenfabrikartt
in Weinheim, und AmM
geb. Bangert . Vertrag «.
18. Oktober ISIS . Erru » .

genschaftsgemeinschaft.
VorbehaltSgut der Fra »
ist da» i« Vertrage be«
zeichnete vermöge «.
Astinheim, 28. Okt . 1919,

« mt»»erich» 1
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